
Vorlagefragen 

1. Ist Art. 1 des Zusatzprotokolls zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten dahin auszulegen, 
dass er eine Kürzung des Gehalts der aus öffentlichen Gel­
dern vergüteten Beschäftigten um 25 % gemäß Art. 1 Abs. 1 
des Gesetzes Nr. 118/2010 über verschiedene Maßnahmen 
zur Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichts verbietet? 

2. Bejahendenfalls: Ist der Gehaltsanspruch ein absolutes Recht, 
das der Staat nicht in der genannten Weise beschränken 
kann? 

Rechtsmittel, eingelegt am 14. September 2011 von 
der Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE gegen den 
Beschluss des Gerichts (Erste Kammer) vom 22. Juni 2011 
in der Rechtssache T-409/09, Evropaïki Dynamiki — 
Proigmena Systimata Tilepikoinonion Pliroforikis kai 

Tilematikis AE/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-469/11 P) 

(2011/C 331/22) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE (Prozessbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt N. Korogiannakis) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— den Beschluss des Gerichts in der Rechtssache T-409/09 
aufzuheben; 

— die von der Kommission erhobene Einrede der Unzulässig­
keit in vollem Umfang zurückzuweisen; 

— die Rechtssache zur Entscheidung in der Sache an das Ge­
richt zurückzuverweisen; 

— der Kommission die Anwaltskosten und sonstigen Kosten 
der Rechtsmittelführerin einschließlich der im Zusammen­
hang mit dem erstinstanzlichen Verfahren entstandenen 
Kosten aufzuerlegen, auch wenn das vorliegende Rechtsmit­
tel zurückgewiesen werden sollte, sowie die Kosten im Zu­
sammenhang mit dem laufenden Rechtsmittelverfahren auf­
zuerlegen, sollte dem Rechtsmittel stattgegeben werden. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerin macht geltend, dass der angefochtene 
Beschluss aus folgenden Gründen aufgehoben werden solle: 

— Das Gericht habe rechtsfehlerhaft nicht die Bestimmung des 
Art. 102 § 2 der Verfahrensordnung angewandt, der bei 
Klagen auf Feststellung der außervertraglichen Haftung der 
Europäischen Organe auf eine Verlängerung der Verfahrens­
fristen um eine pauschale Entfernungsfrist von zehn Tagen 
verweise. 

— Das Gericht habe durch Nichtanwendung der Vorschriften 
des Art. 102 § 2 die Grundsätze der Gleichbehandlung und 
der Rechtssicherheit verletzt. 

— Das Gericht habe rechtsfehlerhaft angenommen, die Frist 
habe in dem Zeitpunkt zu laufen begonnen, als die Ent­
scheidung der Kommission, das Angebot der Rechtsmittel­
führerin abzulehnen, der Rechtsmittelführerin mitgeteilt 
worden sei. 

Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas Senāts 
(Republik Lettland), eingereicht am 14. September 2011 

— Sia „Garkalns“/Rīgas dome 

(Rechtssache C-470/11) 

(2011/C 331/23) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Sia „Garkalns“ 

Beklagter: Rīgas dome 

Vorlagefrage 

Sind Art. 49 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft und die damit verknüpfte Transparenzpflicht dahin 
auszulegen, dass eine zulässige Beschränkung des freien Dienst­
leistungsverkehrs vorliegt, wenn in einem im Voraus öffentlich 
bekannt gemachten Gesetz ein unbestimmter Rechtsbegriff wie 
der der „erheblichen Beeinträchtigung der Interessen des Staates 
und der Einwohner des betroffenen Verwaltungsbezirks“ ver­
wendet wird, der in jedem Einzelfall anhand von Auslegungs­
leitlinien zu konkretisieren ist, aber zugleich eine gewisse Flexi­
bilität bei der Beurteilung einer Beeinträchtigung der Freiheit 
erlaubt? 

Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas Senāts 
(Republik Lettland), eingereicht am 14. September 2011 

— SIA „Cido Grupa“/Valsts ieņēmumu dienests 

(Rechtssache C-471/11) 

(2011/C 331/24) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: SIA „Cido Grupa“ 

Beklagter: Valsts ieņēmumu dienests
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Vorlagefragen 

1. Ist Art. 6 Abs. 3 Unterabs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 
60/2004 ( 1 ) der Kommission vom 14. Januar 2004 mit 
Übergangsmaßnahmen für den Zuckersektor infolge des Bei­
tritts der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lett­
lands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Sloweniens und 
der Slowakei dahin auszulegen, dass in einem Fall, in dem 
eine im Besitz eines Marktteilnehmers befindliche individu­
elle Überschussmenge eines Erzeugnisses festgestellt wird, 
das als Zucker im Sinne des Art. 4 Nr. 1 der Verordnung 
anzusehen ist, dieser Marktteilnehmer zur Entrichtung eines 
Betrags an den Staatshaushalt verpflichtet ist, dessen Berech­

nung die Menge des Weißzuckers (Code 1701 99 10 der 
Kombinierten Nomenklatur), die dem Zuckergehalt des in 
seinem Besitz befindlichen Erzeugnisses entspricht, zugrunde 
gelegt wird und nicht die Menge dieses Erzeugnisses (z. B. 
Zuckersirup) selbst? 

2. Sind der Berechnung dieses Betrags die höchsten Einfuhr­
abgaben, die für Weißzucker gelten, statt der höchsten Ein­
fuhrabgaben, die für das im Besitz des Marktteilnehmers 
befindliche konkrete Erzeugnis gelten, zugrunde zu legen? 

( 1 ) ABl. L 9, S. 8.
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